
 

  

S 10 SB 37/96

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 SB 37/96
Datum 15.07.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 SB 33/99
Datum 20.10.2000

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 15.
Juli 1999 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Der Beklagte hat die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin im
Berufungsverfahren zu einem Viertel zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die HÃ¶he des bei der KlÃ¤gerin festzustellenden
Grades der Behinderung (GdB) nach dem Schwerbehindertengesetz (SchwbG).

Die am â�¦ geborene KlÃ¤gerin beantragte am 27.04.1995 bei dem Beklagten,
Feststellungen nach dem SchwbG zu treffen. Als GesundheitsstÃ¶rungen gab sie
dabei eine ImpfschÃ¤digung nach Immunprophylaxe 1978 infolge Hepatitis-C,
BrillentrÃ¤ger an. Der Beklagte bezog Befundberichte von der praktischen Ã�rztin
Dipl. Med. R â�¦, von Dipl.-Med. K â�¦ auf allgemeinmedizinischem Fachgebiet sowie
von Dr. W â�¦ auf augenÃ¤rztlichem Fachgebiet bei, der die korrigierte SehschÃ¤rfe
der KlÃ¤gerin mit 1,0 zu 1,3 mitgeteilt hat. Ferner lagen Krankenunterlagen des
Klinikums St. Georg in Leipzig vor (Bl. 4 ff. VA). Mit Bescheid vom 08.03.1993 hatte
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der Beklagte bei der KlÃ¤gerin als Impfschaden eine "chronisch-persistierende
Hepatitis" nach dem Bundesseuchengesetz mit einer MdE von Oktober 1990 bis
Dezember 1992 von 25 und ab Januar 1993 mit 30 v. H. anerkannt.

Mit Bescheid vom 23.11.1995 stellte der Beklagte bei der KlÃ¤gerin eine
Behinderung mit einem GdB von 30 unter BerÃ¼cksichtigung folgender
FunktionsstÃ¶rungen (dort wie auch im Folgenden als "Behinderung" bezeichnet)
fest: "chronisch-persistierende Hepatitis". Die von der KlÃ¤gerin geltend gemachte
Sehminderung, Struma und Hypotonie seien nicht als Behinderung anzuerkennen,
da sie fÃ¼r sich keinen Grad der Behinderung von wenigstens 10 bedingten.

Auf den Widerspruch hat der Beklagte nochmals Laborparameter von Dr. W â�¦ vom
StÃ¤dtischen Klinikum St. Georg in Leipzig beigezogen und den Widerspruch hierauf
mit Widerspruchsbescheid vom 25.03.1996 zurÃ¼ckgewiesen. Nach den
maÃ�geblichen "Anhaltspunkten" seien die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden
GesundheitsstÃ¶rungen mit einem GdB von 30 richtig bewertet worden.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 24.04.1996 Klage beim Sozialgericht Leipzig (SG)
erhoben mit dem Hinweis, ihre Lebererkrankungen seien nicht hinreichend
berÃ¼cksichtigt worden; insoweit liege auch eine starke psychische Belastung vor.

Das SG hat zur KlÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts Befundberichte von Dr. W
â�¦auf internistischem Fachgebiet mit weiteren Unterlagen beigezogen; Dr. W â�¦
schÃ¤tzt dort den GdB mit 30 ein. Ferner lagen im Befundbericht von Dr. R â�¦ auf
allgemeinmedizinischem Fachgebiet und Dr. K â�¦ auf allgemeinmedizinischem
Fachgebiet mit weiteren Unterlagen vor; Dr. K â�¦ schÃ¤tzt den GdB mit 25 ein. Im
urologischen Befundbericht von Dr. W â�¦ wird der GdB zwischen 10 bis 20 beziffert,
im internistischem Befundbericht von Prof. Dr. B â�¦auf einen Wert zwischen 30 bis
40. Ferner lagen Krankenunterlagen des Krankenhauses St. Georg, des Park-
Krankenhauses L â�¦ sowie ein virologischer Befund von Prof. Dr. L â�¦ vor. Das SG
hat ferner Beweis erhoben durch Einholung eines internistischen Gutachtens von
Dr. Sch â�¦; die SachverstÃ¤ndige kommt dort auf der Grundlage der von ihr
erhobenen Befunde zu dem Ergebnis, dass die chronische Virushepatitis C mit
einem Teil-GdB von 30, die psychische StÃ¶rung ebenfalls mit einem Teil-GdB von
30 und die Harnstauung rechts mit einem Teil-GdB von 10 einzuschÃ¤tzen sei.
Insgesamt betrage der Gesamt-GdB 50; auf das Gutachten im Ã�brigen und die
ergÃ¤nzende Stellungnahme wird Bezug genommen (Bl. 115 ff.; 133 f. SG-Akte).
Ferner hat das SG Beweis erhoben durch Einholung eines neurologisch-
psychiatrischen Gutachtens von Dr. Sch â�¦; der SachverstÃ¤ndige kommt auf dem
Ergebnis der von ihm erhobenen Befunde zu dem Ergebnis, dass ein Teil-GdB von
20 fÃ¼r eine durchgÃ¤ngig behandelungsbedÃ¼rftige psychopathologische
AuffÃ¤lligkeit gerechtfertigt sei. Auf das Gutachten (Bl. 382 ff. SG-Akte) wird
ebenfalls Bezug genommen.

Das SG hat auf mÃ¼ndliche Verhandlung mit Urteil vom 15.07.1999 den Beklagten
unter AbÃ¤nderung der angefochtenen Bescheide verpflichtet, bei der KlÃ¤gerin "ab
Antragstellung psychische StÃ¶rungen als weitere Behinderung mit einem Gesamt-
GdB von 40 festzustellen", und im Ã�brigen die Klage abgewiesen. Die KlÃ¤gerin

                             2 / 10



 

habe Anspruch auf die Feststellung der weiteren Behinderung und ErhÃ¶hung des
Gesamt-GdB auf 40. Der von der KlÃ¤gerin beantragten HÃ¶herbewertung des GdB
als 40 sei jedoch der Erfolg zu versagen. Das SG hat sich insoweit auf die
vorliegenden medizinischen Unterlagen gestÃ¼tzt, insbesondere auf das
neuropsychiatrische Gutachten von Dr. Sch â�¦ Eine primÃ¤r neurotische
Entwicklung, die in die Kindheit der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckreicht und zur Ausbildung
einer zwanghaft-depressiven neurotischen PersÃ¶nlichkeitsstruktur gefÃ¼hrt hat,
sei danach zwar festzustellen. Unter BerÃ¼cksichtigung der Anhaltspunkte habe die
Kammer fÃ¼r die unter Nr. 26.3 (S. 60) erfassten "leichteren psychischen
StÃ¶rungen" eine durchschnittliche GdB-Relevanz von 20 angenommen. Hingegen
lasse sich das vom Gutachter aufgezeigte Krankheitsbild nicht als "stÃ¤rker
behinderte psychische StÃ¶rung" einordnen, da sich eine wesentliche
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit nicht feststellen lasse.
Auch im Hinblick auf die zurÃ¼ckliegende und auch kÃ¼nftige Interferon-
Therapien, die als symptomverstÃ¤rkende Faktoren anzusehen seien, lasse sich
eine "stÃ¤rker behinderte psychische StÃ¶rung" nicht annehmen. Zutreffend habe
der Beklagte nach den krankheitsspezifischen Beschwerdesymptomen hinsichtlich
der Hepatitis-C einen Teil-GdB von 30 angenommen. Nach den Anhaltspunkten Nr.
26.10 (S. 100) sei fÃ¼r eine chronische Hepatitis mit Progression mit geringer
entzÃ¼ndlicher AktivitÃ¤t ein GdB von 30 vorgegeben. In Auswertung der
fachspezifischen Unterlagen, insbesondere des Ergebnisses der durchgefÃ¼hrten
Leberfunktion vom 05.05.1997, aber auch der weiteren klinischen, laborchemischen
Befunderhebungen und im Einklang mit der mehrfachen von Prof. B â�¦ der
UniversitÃ¤t Leipzig beschriebenen krankheitsspezifischen
Beschwerdesymptomatik, sei bei der KlÃ¤gerin von einer chronisch-aktiven
Hepatitis mit gering entzÃ¼ndlicher AktivitÃ¤t auszugehen. Nicht hingegen konnte
als Behinderung die "Harnstauung rechts" BerÃ¼cksichtigung bei der Feststellung
finden. Unter BerÃ¼cksichtigung von Nr. 19 Abs. 2 der Anhaltspunkte sei der
Gesamt-GdB mit 40 zu bemessen.

Gegen das am 09.09.1999 zugestellte Urteil richtet sich die am 28.09.1999
Berufung der KlÃ¤gerin, mit der sie ihr Begehren hinsichtlich der Zuerkennung eines
GdB von wenigstens 50 weiterverfolgt. ErgÃ¤nzend und vertiefend trÃ¤gt sie vor,
dass die Lebererkrankung nicht zutreffend bemessen worden sei.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 20.10.2000 hat der Beklagte ein
Teilanerkenntnis abgegeben, wonach bei der KlÃ¤gerin von einer "chronisch-aktiven
Hepatitis" auszugehen sei. Das Teilanerkenntnis hat die KlÃ¤gerin durch ihren
ProzessbevollmÃ¤chtigten angenommen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 15.07.1999 abzuÃ¤ndern und den
Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 23.11.1995 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.03.1996 und des Teilanerkenntnisses vom
20.10.2000 zu verurteilen, bei der KlÃ¤gerin eine Behinderung mit einem GdB von
wenigstens 50 anzuerkennen.
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Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat zur KlÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts einen Befundbericht
von Prof. Dr. B â�¦ beigezogen, der auf Nachfrage ausgefÃ¼hrt hat, dass bei der
KlÃ¤gerin eine chronisch-aktive Hepatitis vorliege. Die Transaminasen seien knapp
oberhalb des Normbereichs. Ferner hat der Senat Krankenunterlagen des
UniversitÃ¤tsklinikums Leipzig mit Laborparametern beigezogen sowie einen
Befundbericht von Dr. K â�¦ auf allgemeinmedizinischem Fachgebiet. Auf die
Unterlagen (Bl. 49 ff. LSG-Akte) wird Bezug genommen.

Wegen der weiteren Einzelheiten zum Sach- und Streitstand wird auf die
Gerichtsakten aus beiden RechtszÃ¼gen sowie auf die Verwaltungsakte des
Beklagten Bezug genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 151 Sozialgerichtsgesetz
â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, in der Sache jedoch nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das
SG mit zutreffender BegrÃ¼ndung den Beklagten unter AbÃ¤nderung der
angefochtenen Bescheide verurteilt, unter BerÃ¼cksichtigung einer "psychischen
StÃ¶rung" als weitere FunktionsstÃ¶rung eine Behinderung mit einem GdB von 40
festzustellen und die weitergehende Klage abgewiesen. Nur in diesem Umfang war
der Bescheid vom 23.11.1995 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
25.03.1996 rechtswidrig und hat die KlÃ¤gerin in ihren Rechten verletzt (Â§ 54 Abs.
2 Satz 1 SGG). Die KlÃ¤gerin hat demgegenÃ¼ber keinen Anspruch auf Feststellung
einer Behinderung mit einem GdB von mehr als 40, und zwar gerade auch unter
BerÃ¼cksichtigung des in der mÃ¼ndlichen Verhandlung abgegebenen
Teilanerkenntnisses.

GemÃ¤Ã� Â§ 4 Abs. 1 des "Gesetzes zur Sicherung der Eingliederung
Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft (Schwerbehindertengesetz â��
SchwbG -)" in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.08.1986 (BGBl. I S. 1421,
ber. S. 1550) stellt die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes
(BVG) zustÃ¤ndige BehÃ¶rde und damit der Beklagte das Vorliegen einer
Behinderung und den Grad der Behinderung fest. Nach Â§ 3 Abs. 1 SchwbG sind als
Behinderung die Auswirkung einer nicht nur vorÃ¼bergehenden
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung, die auf einem regelwidrigen kÃ¶rperlichen, geistigen
oder seelischen Zustand beruht, zu verstehen. Regelwidrig ist der Zustand, der von
dem fÃ¼r das Lebensalter typischen abweicht. Als nicht nur vorÃ¼bergehend gilt
ein Zeitraum von mehr als sechs Monaten. Bei mehreren, sich gegenseitig
beeinflussenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen ist deren Gesamtauswirkung
maÃ�geblich. Der Beklagte hat dabei â�� entgegen der bisherigen Praxis â�� im
VerfÃ¼gungssatz eines Bescheides nach Â§ 4 Abs. 1 S. 1 SchwbG nur das Vorliegen
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einer (unbenannten) Behinderung und den Grad der Behinderung festzustellen. Die
dieser Feststellung im Einzelfall zugrunde liegenden GesundheitsstÃ¶rungen, die
daraus folgenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen und deren Auswirkungen sind
demgegenÃ¼ber lediglich in der BegrÃ¼ndung des Verwaltungsaktes anzugeben
(vgl. Urteile des BSG vom 24. Juni 1998, Az.: B 9 SB 18/97 R; B 9 SB 20/97 R; B 9 SB
1/98 R; B 9 SB 17/97 R).

Nach Â§ 3 Abs. 2 SchwbG ist die Auswirkung der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung als
Grad der Behinderung, nach Zehnergraden abgestuft, von 20 bis 100 festzustellen.
FÃ¼r den GdB gelten die im Rahmen des Â§ 30 Abs. 1 BVG normierten MaÃ�stÃ¤be
entsprechend. FÃ¼r die Beurteilung ist danach maÃ�geblich, in welchem AusmaÃ�
die aus einer GesundheitsstÃ¶rung hervorgehenden BeeintrÃ¤chtigungen den
Betroffenen in Arbeit, Beruf und Gesellschaft behindern. Dabei sind einerseits
besonders berufliche BeeintrÃ¤chtigungen zu berÃ¼cksichtigen, andererseits
finden auch EinschrÃ¤nkungen bei der AusÃ¼bung von TÃ¤tigkeiten im Haushalt
oder in der Freizeit BerÃ¼cksichtigung. Denn das SchwbG gilt gleichermaÃ�en fÃ¼r
BerufstÃ¤tige wie fÃ¼r NichtberufstÃ¤tige. Grundlage fÃ¼r die inhaltliche
Bemessung und den Umfang einer Behinderung sowie die konkrete Bestimmung
des GdB sind im Hinblick auf die Gleichbehandlung aller Schwerbehinderten die
"Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz" (AHP), die der
Bundesminister fÃ¼r Arbeit und Soziales herausgegeben hat. Die Rechtsprechung
der Sozialgerichte erkennt die Anhaltspunkte umfassend als eine der
Entscheidungsfindung dienende Grundlage der Erkenntnisse der medizinischen
Wissenschaft zur Bemessung sowohl des Umfangs als auch der Schwere der
BeeintrÃ¤chtigung an; denn in den Anhaltspunkten ist der medizinische
Kenntnisstand fÃ¼r die Beurteilung von Behinderungen jeweils aktualisiert
wiedergegeben und ermÃ¶glicht auf diese Weise eine nachvollziehbare, dem
medizinischen Kenntnisstand entsprechende Rechtsprechung sowohl hinsichtlich
des Umfangs als auch der Schwere der BeeintrÃ¤chtigungen, die dem
Gleichbehandlungsgrundsatz genÃ¼gt. Eine Abweichung von den Anhaltspunkten
kann daher nur in medizinisch begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen in Betracht
kommen. Ansonsten ist es nicht zulÃ¤ssig, eine vom Gutachter festgestellte
FunktionsstÃ¶rung mit einem GdB-Wert zu bemessen, der nicht im Einklang mit den
Richtlinien der Anhaltspunkte steht.

Dabei umschreibt der Begriff des GdB indes nicht einen medizinischen, sondern
einen rechtlichen Begriff; seine Festlegung ist daher nicht Aufgabe von
SachverstÃ¤ndigen. Sie beruht auch nicht auf medizinischen Erfahrungen, sondern
auf einer rechtlichen Wertung von Tatsachen, welche allerdings mit Hilfe von
medizinischen SachverstÃ¤ndigen festzustellen sind. Bei der danach auf den
zunÃ¤chst festzustellenden medizinischen Tatsachen erforderlichen rechtlichen
Schlussfolgerung bilden zwar die Auffassungen der SachverstÃ¤ndigen wertvolle
Fingerzeige; doch ist stets zu beachten, dass es sich dabei nicht mehr um die
ErÃ¶rterung medizinischer, sondern um eine solche rechtlicher Begriffe handelt,
welche im Streitfall den Gerichten obliegt (vgl. BSG, Urteil vom 26.08.1955 â�� 4 RJ
120/54; Urteil vom 29.08.1990 â�� 9 A/9 RVS 7/89 â�� SozR 3-3870 Â§ 4 SchwbG
Nr. 1).
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Vor diesem rechtlichen Hintergrund waren bei der KlÃ¤gerin fÃ¼r die
Feststellungen nach dem SchwbG sowohl eine chronisch-persistierende Hepatitis
wie auch eine psychische StÃ¶rung zu berÃ¼cksichtigen.

Bei der KlÃ¤gerin liegt â�� was zwischen den Beteiligten im Ã�brigen unstreitig ist
â�� eine Lebererkrankung in Form einer chronischen Hepatitis C vor. Dies ergibt
sich aus den sowohl im Verwaltungsverfahren wie auch in den Gerichtsverfahren
beigezogenen medizinischen Unterlagen und Gutachten, zuletzt aus dem vom
Senat beigezogenen Befundbericht von Prof. Dr. Berr; dieser bestÃ¤tigt dort eine
Infektion der KlÃ¤gerin mit Hepatitis C und daraus resultierend eine chronisch-
aktive Hepatitis. Der Beklagte hat daher nunmehr zutreffend in dem
Teilanerkenntnis vom 20.10.2000 diese FunktionsstÃ¶rung berÃ¼cksichtigt. Dies
entspricht auch dem in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vorgelegten Bericht des
UniversitÃ¤tsklinikums Leipzig.

Ebenfalls zutreffend hat das SG den Beklagten verurteilt, als weitere
FunktionsstÃ¶rung eine psychische StÃ¶rung zu berÃ¼cksichtigen. Dies steht zur
Ã�berzeugung des Senats nach dem Ergebnis des Gutachtens von Dr. Sch â�¦ auf
neurologisch-psychiatrischen Fachgebiet fest. Der SachverstÃ¤ndige fÃ¼hrt dort
auf der Grundlage der von ihm erhobenen Befunde aus, dass bei der KlÃ¤gerin eine
primÃ¤r neurotische Entwicklung, die in die Kindheit zurÃ¼ckreicht und zur
Ausbildung einer zwanghaft-depressiven neurotischen PersÃ¶nlichkeitsstruktur
gefÃ¼hrt hat, vorliegt. Im Zeitverlauf hÃ¤tten die psychopathologischen
AuffÃ¤lligkeiten einen unterschiedlichen AusprÃ¤gungsgrad gehabt ohne
permanente BehandlungsbedÃ¼rftigkeit und ohne durchgÃ¤ngige GdB-Relevanz.
Nur bei einer wohlwollenden Beurteilung kÃ¤me man auf eine durchschnittliche GdB-
Relevanz von 30, wie dies im Vorgutachten nach Aktenlage von Dr. Schmidt
angenommen worden sei, hier allerdings offensichtlich unter der Vorstellung
gehÃ¤ufter depressiver Phasen bzw. einer Zyklothymie. Aus den Gesamtunterlagen
und den aktuellen anamnestischen Erhebungen ergebe sich auch kein
ausreichender Anhalt fÃ¼r eine "zunehmende Depression", die in direkten kausalen
Zusammenhang mit der chronischen, virusreplizierenden Hepatitis C stehe. Unter
BerÃ¼cksichtigung der keineswegs durchgÃ¤ngigen behandlungsbedÃ¼rftigen
psychopathologischen AuffÃ¤lligkeiten sei ein durchschnittlicher GdB von allenfalls
20 seit der tagesklinischen psychotherapeutischen Behandlung 1989 festzustellen.

Der Senat schlieÃ�t sich den gutacherlichen AusfÃ¼hrungen des
SachverstÃ¤ndigen an. Das Gutachten ist in der Erhebung der Befunde, in der
wÃ¼rdigenden Bewertung der Vorgeschichte und der bereits erhobenen Befunde
sowie in der Beantwortung der Beweisfragen sachkundig erstellt und auch
hinsichtlich der Beantwortung der maÃ�geblichen Beweisfragen nachvollziehbar
und schlÃ¼ssig. Danach waren bei der KlÃ¤gerin bei der Bemessung der
Behinderung und dem GdB eine chronisch-persistierende Hepatitis und eine
psychische StÃ¶rung zwar zu berÃ¼cksichtigen. Indessen ergibt sich daraus kein
Anspruch auf Feststellung eines hÃ¶heren GdB als 40. Insbesondere ergibt sich â��
entgegen der Ansicht der KlÃ¤gerin â�� ein hÃ¶herer GdB-Wert nicht aufgrund der
Lebererkrankung. Diese ist in den angefochtenen Bescheiden mit einem GdB von 30
zutreffend berÃ¼cksichtigt.
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GemÃ¤Ã� Ziff. 26.10 der Anhaltspunkte (S. 100) bestimmt sich der GdB bei einer
chronischen Hepatitis danach, ob diese ohne Progression vorliegt; dann kann der
GdB mit 20 eingeschÃ¤tzt werden, oder ob eine chronische Hepatitis mit
Progression zu bejahen ist (chronisch-aktive Hepatitis). In diesem Fall kann die MdE
bei geringer entzÃ¼ndlicher AktivitÃ¤t mit einem Teil-GdB von 30 eingeschÃ¤tzt
werden, bei mÃ¤Ã�iger entzÃ¼ndlicher AktivitÃ¤t mit einem Teil-GdB von 40 und
bei starker entzÃ¼ndlicher AktivitÃ¤t je nach FunktionsstÃ¶rung mit einem GdB
zwischen 50 bis 70. Nach den beigezogenen umfangreichen Krankenunterlagen und
Gutachten liegt bei der KlÃ¤gerin eine chronische Hepatitis vor die im Befundbericht
von Prof. Dr. B â�¦ als chronisch-aktive Hepatitis mit einer mÃ¤Ã�ig entzÃ¼ndlichen
AktivitÃ¤t beschrieben ist. Dies wÃ¼rde an sich einen Teil-GdB von 40
rechtfertigen. Allerdings sind andererseits bei dieser Beurteilung auch die so
genannten ASAT- und ALAT-Werte (d. h. die Aspartataminotransferase bzw.
Alaninamiontransferase, vgl. Pschyrembel, Klinisches WÃ¶rterbuch, 258. Auflage
1998) zu berÃ¼cksichtigen. Der Senat nimmt insoweit ergÃ¤nzend Bezug auf die
Niederschrift Ã¼ber die Tagung der Sektion "Versorgungsmedizin" des Ã�rztlichen
SachverstÃ¤ndigen Beirates beim Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und
Sozialordnung vom November 1996. Danach bestimmt sich die Frage, ob eine
entzÃ¼ndliche-chronische Hepatitis vorliegt, u. a. nach den so genannten
Transaminasen-Werten nach ALAT und ASAT, auch wenn diese nur hilfsweise bei
der GdB-Beurteilung der Hepatitis-C zu verwenden sind, wenn andere Befunde nicht
zu beschaffen sind; dabei ist aber zu beachten, dass nach der Bund-LÃ¤nder-
Arbeitsgruppe "Anti-D-AG" und dem Beirat beim BMA jedenfalls gesteigerte ALAT-
Werte nicht zu einem hÃ¶heren GdB-Wert fÃ¼hren mÃ¼ssen (vgl. Protokoll des
BMA vom 28./29.03.200, Bl. 113 LSG-Akte).

Bei ALAT von 0,5 bis 1 ist danach ein GdB von 30, bei ALAT 1 bis 3 ein GdB von 40
und bei ALAT Ã¼ber 3 ein GdB von 50 gerechtfertigt. In einer weiteren Tagung des
Ã�rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirates vom November 1997 wurde allerdings der
GdB-Wert von 30 bei ALAT-Werten von 0,5 bis 1 geÃ¤ndert; der relevante ALAT-
Wert betrÃ¤gt danach 0,5 bis 1,5.

Dies zugrunde gelegt, ergibt sich bei der KlÃ¤gerin folgendes Bild: Bereits bei der
Laboruntersuchung im StÃ¤dtischen Klinikum St. Georg in L â�¦ vom Januar 1995
betrug der ALAT-Wert 0,9 und der ASAT-Wert 0,6 (vgl. Bl. 7 VA); die Laborparameter
im Dezember 1995 des gleichen Institutes betrugen bei ALAT 0,77 und ASAT 0,53
(vgl. Bl. 29 VA). Das Klinikum St. Georg bestÃ¤tigte im Jahre 1996 (Bl. 44 SG-Akte)
ASAT-Werte von 0,73 und ALAT von 1,04 und im MÃ¤rz 1996 (Bl. 47 SG-Akte) ALAT-
Werte demgegenÃ¼ber von 0,32 und ASAT-Werte von 0,3. In einer Beurteilung des
Bezirkskrankenhauses St. Georg vom November 1991 wird eine chronisch-
persistierende Hepatitis C angegeben mit mÃ¤Ã�igen AktivitÃ¤tszeichen, nÃ¤mlich
ALAT 0,8 (Bl. 58 SG-Akte). Nach den von der UniversitÃ¤tsklinik L â�¦ im Juli 1997
mitgeteilten Laborparametern betrug dort ALAT 0,7 und ASAT 0,5 bei einer
"chronisch aggressiven Hepatitis C". Auch Dr. Sch â�¦ bestÃ¤tigt in ihrem vom SG
eingeholten Gutachten ALAT-Werte zwischen 0,5 und 1. Das gleiche Ergebnis
spiegelt sich letztendlich auch im Befundbericht von Prof. Dr. B â�¦ wider. Dieser
teilt in dem Befundbericht von Mai 2000 Laborparameter mit ALAT-Werten von 0,58
und ASAT-Werte von 0,53 mit. Zusammenfassend ergibt sich somit, dass die ALAT-
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Werte der KlÃ¤gerin durchgÃ¤ngig in einem Bereich zwischen 0,5 bis allenfalls 1,0
liegen, so dass nach den obigen AusfÃ¼hrungen insoweit von einer chronischen
Hepatitis geringer entzÃ¼ndlicher AktivitÃ¤t auszugehen ist, die einen Teil-GdB von
30 rechtfertigt.

Hinsichtlich der Beurteilung des Teil-GdB-Wertes fÃ¼r die psychische StÃ¶rung
schlieÃ�t sich der Senat den AusfÃ¼hrungen erstinstanzlichen Urteils an. GemÃ¤Ã�
Ziff. 26.3 der Anhaltspunkte (S. 60) kÃ¶nnen leichtere psychovegetative oder
psychische StÃ¶rungen mit einem Teil-GdB zwischen 0 bis 20 eingeschÃ¤tzt
werden, stÃ¤rker behindernde StÃ¶rungen mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der
Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit (z. B. ausgeprÃ¤gtere depressive,
hypochondrische, asthenische oder phobische StÃ¶rungen, Entwicklungen mit
Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen) mit einem Teil-GdB zwischen 30 bis 40.
Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige Dr. Sch â�¦ fÃ¼hrt insoweit aus, dass die
psychopathologischen AuffÃ¤lligkeiten einen unterschiedlichen AusprÃ¤gungsgrad
ohne permanente BehandlungsbedÃ¼rftigkeit und ohne durchgÃ¤ngige GdB-
Relevanz hÃ¤tten. Vor diesem Hintergrund ist lediglich von einer leichteren
psychovegetativen oder psychischen StÃ¶rung auszugehen, so dass die
EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen mit einem Teil-GdB von 20 im Einklang mit
den Anhaltspunkten steht und rechtlich nicht zu beanstanden ist.

Soweit die SachverstÃ¤ndige Dr. Sch â�¦ in ihrem Gutachten eine Harnstauung
rechts mit einem Teil-GdB von 10 berÃ¼cksichtigt, handelt es sich im Ergebnis um
eine EntleerungsstÃ¶rung der Blase, welche gem. Ziff. 26.12 der Anhaltspunkte (S.
109) mit einem Teil-GdB von 10 berÃ¼cksichtigt werden kann. Danach kÃ¶nnen
EntleerungsstÃ¶rungen der Blase (auch durch HarnrÃ¶hrenverengung) leichten
Grades (z. B. geringe Restharnbildung, lÃ¤ngeres NachtrÃ¤ufeln) mit einem Teil-
GdB von 10 versorgt werden. Der Senat sieht aus den vorliegenden medizinischen
Unterlagen und nach den obigen AusfÃ¼hrungen keine Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass
ein stÃ¤rkerer Grad vorliegt.

Da jedoch diese FunktionsstÃ¶rung somit fÃ¼r sich keinen GdB-Wert von
wenigstens 20 erreicht und auch in der Zusammenschau mit den weiteren
FunktionsstÃ¶rungen zu keiner ErhÃ¶hung des Gesamt-GdB fÃ¼hrt, durfte der
Beklagte mit Recht insoweit Feststellungen in den angefochtenen Bescheiden nicht
treffen. Im Ã�brigen schlieÃ�t sich der Senat auch der Beurteilung des
versorgungsÃ¤rztlichen Dienstes vom 17.12.1997 (Bl. 122 SG-Akte) an, wonach es
sich hinsichtlich der beschriebenen Harnstauung um einen urologischen Befund aus
dem Jahre 1990 handelt; die letzte Konsultation ist im Mai 1990 erfolgt und es ist
vÃ¶llig offen, ob die damals festgestellte Uretererweiterung jetzt Ã¼berhaupt noch
vorliegt. Aus den Unterlagen ist nÃ¤mlich insoweit eine derartige Erkrankung nicht
mehr ersichtlich, insbesondere liegen keine weitergehenden urologischen Berichte
vor. Auch in dem vom Senat beigezogenen Befundbericht von Dr. K â�¦ wird
lediglich ausgefÃ¼hrt, dass im April 1993 eine Reizblase vorgelegen habe.

Unter BerÃ¼cksichtigung der nachgewiesenen FunktionsstÃ¶rungen betrÃ¤gt der
von dem Beklagten festzustellende Gesamt-GdB nicht mehr als 40.
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Bei der Ermittlung des Gesamt-GdB ist gemÃ¤Ã� Ziff. 19 der Anhaltspunkte bei
Vorliegen mehrerer FunktionsstÃ¶rungen zwar der jeweilige Einzel-GdB anzugeben.
MaÃ�geblich ist jedoch der Gesamt-GdB, welcher nur fÃ¼r den Gesamtzustand der
Behinderung festgestellt wird, nicht fÃ¼r einzelne FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen.
Bei den Teil-GdB-Werten handelt es sich lediglich um EinsatzgrÃ¶Ã�en, mit denen
die EinschÃ¤tzung des Gesamt-GdB einerseits vorbereitet, andererseits
nachvollziehbar begrÃ¼ndet und damit Ã¼berprÃ¼fbar gemacht wird. Darin
erschÃ¶pft sich die Bedeutung der jeweiligen Einzel-GdB s, die als bloÃ�e
MessgrÃ¶Ã�en fÃ¼r mehrere zugleich vorliegende FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen
restlos im Gesamt-GdB aufgehen und nicht in Rechtskraft erwachsen.

Bei der Ermittlung des Gesamt-GdB durch alle FunktionsstÃ¶rungen zusammen
dÃ¼rfen nach Ziff. 19 der Anhaltspunkte die einzelnen Teil-GdB-Werte nicht einfach
addiert werden. Auch andere Rechenmethoden sind fÃ¼r die Bildung eines Gesamt-
GdB ungeeignet. MaÃ�gebend sind vielmehr die Auswirkungen der einzelnen
Behinderungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen
Beziehungen zueinander. Leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB von 10
bedingen, fÃ¼hren nicht zu einer wesentlichen Zunahme des AusmaÃ�es der
Gesamt-BeeintrÃ¤chtigung, die bei dem Gesamt-GdB berÃ¼cksichtigt werden
kÃ¶nnte. Auch bei leichten Behinderungen mit einem Teil-GdB um 20 ist es
regelmÃ¤Ã�ig nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es
der Behinderung zu schlieÃ�en. Bei der Bestimmung des Gesamt-GdB ist daher in
der Regel von der Behinderung auszugehen, die den hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt,
und damit im Hinblick auf alle weiteren FunktionsstÃ¶rungen zu prÃ¼fen, ob und
inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob also wegen
der weiteren FunktionsstÃ¶rungen dem ersten GdB 10 oder 20 oder mehr Punkte
hinzuzufÃ¼gen sind, um der Gesamtbehinderung gerecht zu werden.

Unter BerÃ¼cksichtigung eines hÃ¶chsten Teil-GdB-Wertes von 30 fÃ¼r die
Lebererkrankung und des weiteren Teil-GdB-Wertes von 20 fÃ¼r die psychische
StÃ¶rung und auch unter â�� wohlwollender â�� BerÃ¼cksichtigung einer
Harnstauung mit einem Teil-GdB von 10 ist der hÃ¶chste Teil-GdB-Wert von 30
allenfalls auf 40 zu erhÃ¶hen. Insoweit ist daher die erstinstanzliche Entscheidung
des SG nicht zu beanstanden. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus den von der
KlÃ¤gerin in ihrem Schreiben vom 29.07.1998 vorgetragenen Schmerzen im
Bauchbereich, in den Augen, im Knochenbereich und den BerÃ¼hrungsschmerzen
sowie verstÃ¤rkten Glieder- und Gelenkschmerzen. Der Senat nimmt insoweit
Bezug auf Ziff. 18 Abs. 8 der Anhaltspunkte (S. 32/33). Danach schlieÃ�en die in der
GdB-Tabelle angegebenen Werte die Ã¼berlicherweise vorhandenen Schmerzen
mit ein und berÃ¼cksichtigen auch erfahrungsgemÃ¤Ã� besonders schmerzhafte
ZustÃ¤nde. Gleiches gilt auch fÃ¼r die von der KlÃ¤gerin vorgetragene
Verschlechterung ihres psychischen Zustandes. Auch insoweit nimmt der Senat
Bezug auf Ziff. 18 Abs. 8 der Anhaltspunkte. Danach berÃ¼cksichtigen nÃ¤mlich die
GdB-Werte in der Tabelle auch die Ã¼blichen seelischen Begleiterscheinungen;
gehen demgegenÃ¼ber seelische Begleiterscheinungen erheblich Ã¼ber die dem
AusmaÃ� der organischen VerÃ¤nderungen entsprechenden Ã¼blichen seelischen
Begleiterscheinungen hinaus, ist eine hÃ¶here GdB-Bewertung berechtigt. Der
Senat hÃ¤lt indes insoweit die Feststellungen in dem neurologisch-psychiatrischen
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Gutachten fÃ¼r ausreichend und die darauf resultierende BerÃ¼cksichtigung einer
psychischen StÃ¶rung mit einem Teil-GdB von 20 fÃ¼r genÃ¼gend. Aber selbst bei
einer Bemessung der Hepatitis als solche mit einer mÃ¤Ã�ig entzÃ¼ndlichen
AktivitÃ¤t und somit mit einem Teil-GdB von 40 fÃ¼hrt dies nach den obigen
AusfÃ¼hrungen nicht zu dem begehrten Gesamt-GdB von wenigstens 50. Insoweit
vermochte sich der Senat nicht davon zu Ã¼berzeugen, dass bei Hinzutreten der o.
g. weiteren Teilwerte von 20 und 10 eine Schwerbehinderteneigenschaft mit einem
Gesamt-GdB von 50 begehrt werden kann.

Nach alledem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2) liegen nicht vor.

Erstellt am: 15.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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